
 

 

 

Memorandum 

anlässlich des Treffens der zuständigen Behörden von Pakistan und 

Deutschland am 6.–7. Juli 2004 in Berlin, Deutschland 

 

Eine pakistanische Delegation unter Leitung von Herrn Salman Nabi, Leiter 

(Direkte Steuern) Central Board of Revenue, und eine deutsche Delegation unter 

Leitung von Herrn Dr. Lasars, Referatsleiter, Referat für internationales 

Steuerrecht, Bundesministerium der Finanzen, trafen sich vom 6.–7. Juli 2004 in 

Berlin zu Konsultationen über mögliche Probleme im Zusammenhang mit der 

Anwendung des Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 

Islamischen Republik Pakistan zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem 

Gebiet der Steuern vom Einkommen mit dem Ziel, eine gegenseitige 

Vereinbarung zu erzielen.  

Die Verhandlungen wurden in einer von gegenseitigem Verständnis geprägten 

freundlichen und herzlichen Atmosphäre geführt. Die beiden Delegationen haben 

Folgendes erörtert und vereinbart: 

 

1. Das deutsch-pakistanische DBA und das Protokoll gehen den innerstaatlichen 

Steuergesetzen der Vertragsstaaten gemäß § 107 der pakistanischen Einkom-

mensteuerverordnung und § 2 der deutschen Abgabenordnung vor.  

 

2. Der Quellenstaat kann die Gewinne eines Unternehmens des anderen 

Vertragsstaates nur insoweit besteuern, als sie einer Betriebsstätte des betref-

fenden Unternehmens zuzurechnen sind (Artikel 5 und 7 DBA in Verbindung 

mit den Protokollbestimmungen). Im Falle eines schlüsselfertigen Projekts ist 

insbesondere Textziffer 2 des Protokolls zum DBA zu berücksichtigen. Das 

angemessene Vorgehen besteht grundsätzlich darin, den Vertrag auf Grund-

lage der darin enthaltenen Angaben und der tatsächlichen Ausführung des 

Vertrags nach Warenlieferungen, sonstige im Ansässigkeitsstaat ausgeübte 

Tätigkeiten und Bau- und Montagekomponenten sowie sonstige von dem 

Unternehmen durch die Betriebsstätte im Quellenstaat ausgeübte Tätigkeiten 

aufzuschlüsseln. Einkünfte, die aus den Tätigkeiten im Quellenstaat stammen 
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und (im Einklang mit dem Fremdvergleichsgrundsatz) zu den handelsüblichen 

Marktbedingungen berechnet werden, sollten im Quellenstaat besteuert 

werden können. 

 

3. Pakistan hat ein System der verbindlichen Auskunft beim Einkommensteuer-

recht eingeführt. Der Central Board of Revenue kann auf schriftlichen Antrag 

eines beschränkt Steuerpflichtigen diesem eine verbindliche Auskunft erteilen, 

in der die Steuerverwaltung ihre Haltung zur einkommensteuerrechtlichen 

Behandlung eines von dem Steuerpflichtigen geplanten oder durchgeführten 

Geschäftsvorgangs darlegt. Damit wird Befürchtungen hinsichtlich einer 

ordnungsgemäßen Anwendbarkeit des Protokolls Rechnung getragen, die 

andernfalls von den Tatsachen des Einzelfalls abhängig wäre. 

 

4. Pauschalbesteuerung 

 

Nach Ziffer 41 Teil IV Zweiter Anhang zur Einkommensteuerverordnung 2001 

kann eine in Deutschland ansässige Person eine Pauschalbesteuerung wählen, 

der zufolge die zu den vorgeschriebenen Sätzen auf die gesamte Vertrags-

summe im Abzugswege erhobenen Steuer (Abzugsteuer) als Abgeltungssteuer 

gilt.  Die einer Betriebsstätte zuzurechnenden Gewinne müssen nicht ermittelt 

werden. Da die Wahl dieser Option nach dem freien Willen einer in Deutsch-

land ansässigen Person erfolgt, kann sie keine Befreiung nach Artikel 24 DBA 

beantragen. Die zuständige Behörde Pakistans übermittelt der zuständigen 

Behörde Deutschlands Angaben über in Deutschland ansässige Personen, die 

von dieser Option Gebrauch machen, damit die deutschen Steuerbehörden die 

DBA-Bestimmungen entsprechend anwenden können. 

 

5. Die Anwendung des Fremdvergleichsgrundsatzes beruht im Allgemeinen auf 

einem Vergleich der Bedingungen eines Geschäftes zwischen verbundenen 

Unternehmen mit den Bedingungen bei Geschäften zwischen unabhängigen 

Unternehmen. Mit Bezug auf Verrechnungspreisfälle in der Pharmaindustrie, 

bei denen die Forschung & Entwicklung und Herstellung durch die Mutter-

gesellschaft/den Hauptsitz erfolgen, während die Rezeptur und der Verkauf der 
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Medikamente über eine Tochtergesellschaft/ Betriebsstätte im Quellenstaat 

erfolgen, sind sich beide Delegation darüber einig, dass die Wiederverkaufs-

preismethode die geeignetste Methode darstellt.  

 

6. Eine in der Pharmaindustrie tätige Muttergesellschaft hat die Möglichkeit bei 

der zuständigen Behörde ihres Ansässigkeitsstaates eine Bescheinigung 

darüber zu beantragen, dass der Verrechnungspreis für die Betriebsstätte/ 

Tochtergesellschaft im anderen Vertragsstaat mit dem Verrechnungspreis für 

unabhängige Unternehmen in ähnlichen Drittstaaten (sofern vorhanden) ver-

gleichbar ist. Sofern es keine Geschäftsvorgänge mit unabhängigen Dritten 

gibt, ist die Bescheinigung in Bezug auf Verrechnungspreise für Betriebs-

stätten/ Tochtergesellschaften in vergleichbaren Drittstaaten auszustellen. 

Diese Bescheinigung wird von den Steuerbehörden im anderen Vertragsstaat 

bei einer Prüfung der Verrechnungspreis anerkannt. 

 

Beide Delegationen sind zuversichtlich, dass dieses Memorandum die wirtschaft-

liche Entwicklung und Geschäftsbeziehungen beider Länder fördern wird. Die 

zuständigen Behörden beider Länder werden ihre Wirtschaft über dieses 

Memorandum unterrichten. 

 

Geschehen zu Berlin im Bundesministerium der Finanzen am 7. Juli 2004. 

 

 

Für die pakistanische Delegation 

 

Für die deutsche Delegation 

 

Herr Salman Nabi  

Leiter (Direkte Steuern) 

Central Board of Revenue 

Pakistanische Regierung 

 

Dr. Wolfgang Lasars 

Referatsleiter 

Referat für internationales 

Steuerrecht  

Bundesministerium der Finanzen 

 


